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Hugieniſche Anforderungen an Erziehungsanſtalten.! 
Von Dr. Egbert Kleinſaſſer, k. k. Landes⸗Sanitätsinſpector. 
(Schluß.) 

Endlich iſt auch eine beſonders wichtige Anforderung hinſichtlich 
der Unterbringung von kranken Zöglingen zu ſtellen. 
Jedes Inſtitut, in welchem Kinder zuſammenleben, bedarf je nach der 
Größe, beziehungsweiſe Zöglingszahl eines oder mehrerer Kranken⸗ 
zimmer für nicht infectibſe Kranke und außerdem der geeigneten 
Localitäten zur Iſolirung der an übertragbaren Krankheiten Leidenden 
oder ſolcher Verdächtigen. 

Das Minimum, was in dieſer Hinſicht gefordert werden muß, 
umfaßt ein Zimmer für Contagiöſe, ein Zimmer für Suſpecte, ein 
Wärterzimmer, ein Badelocal und eine Theeküche. Dieſe Krankeniſolir⸗ 
ſtation darf jedoch nicht im eigentlichen Gebäude der Anſtalt, ſondern 
muß in einem ſeparaten Gebäude untergebracht ſein. 

Dinſichtlich des Vorganges bei Erkrankung von Zöglingen iſt 
he 2 daß jede, wenn auch noch ſo unſcheinbare Erkrankung 
dei Hausarzte unverzüglich bekannt zu geben iſt, damit von dieſem 
ſoſort die geeigneten Verfügungen getroffen werden können. Nicht⸗ 
inte, e werden in den Krankenzimmern, Suſpecte oder In— 
fertioſe hingegen ohne Verzug in der Iſolirſtation unterzubringen und 
daſelbſt bis zum Ablauf der Erkrankung, eventuell anderweitigen Ver⸗ 
fügung zu belaſſen ſein. Auf alle Fälle iſt das Belaſſen von Kranken 
in den gemeinſchaftlichen Schlaf- und Tagräumen auf das Rigoroſeſte 
en zum - md dieſelben erſt nach ihrer vollkommenen Ge⸗ 

eſung zum allgemeinen Verke i übri ögli = 
ct. hr mit den übrigen Zöglingen zu— 

Krankenbeſuche in der Iſolirſtation find weder den Zöglingen, 
rn ſonſtigen Inſtitutsperſonale, mit Einschluß des RAR: 

atten. 


Für die genaue Durchführung aller in dieſer Hinſicht ſich als 
nothwendig ergebenden und von den Sanitätsbehörden vorgeſchriebenen 
Maßnahmen bleibt der Anſtaltshausarzt inſolange verantwortlich, als 
ſich der betreffende Zögling in der Anſtaltspflege befindet. 

Hinſichtlich des Wärterperſonales ift der Anſtaltsvorſtehung die 
Verpflichtung aufzuerlegen, hiezu nur geſchultes, verläßlich erprobtes, 
zur Pflege der Jugend geeignetes Perſonale zu verwenden. 

Jedes derartige Inſtitut hat einen vertrauenswürdigen Haus⸗ 
arzt zu beſtellen, deſſen Anordnungen aufs Pünktlichſte zu befol— 
gen ſind. + 
Die Beſtellung eines Arztes zur Beaufſichtigung der Inſtituts⸗ 
inſaſſen in geſundheitlicher Hinſicht iſt eine der unerläßlichſten hygie— 
niſchen Forderungen, die kraſſeſten Mißſtände ließen ſich wiederholt 
auf den Mangel derartiger Aufſicht zurückführen. 

Aus eigener Erfahrung ſind mir Fälle bekannt, daß in ſolchen 
Inſtituten Infectionskrankheiten durch lange Zeit vertuſcht wurden, 
was in weiterer Folge zu großen Hausepidemien geführt hat. Die 
Typhusepidemie im Convict zu Seitenſtetten, die Ruhrepidemie im 
Vincentinum zu Brixen, die Trachomepidemie im Waiſeninternat zu 
Judenau, Bezirk Tulln und dergleichen mehr ſind Beweiſe für die 
Richtigkeit vorſtehender Angaben. Irrationell geübte Abhärtung der 
Jugend in einigen Convicten, Seminarien und Internaten führte 
erhobenermaßen zu ſchweren Geſundheitsſchädigungen für die betroffene 
Jugend; ausgebreitete Congelationen mit Geſchwürsbildung waren die 
Folge ſolch unvernünftiger, unberechtigter Laieneingriffe in die Ge— 
ſundheitspflege der ſolchen Inſtituten anvertrauten Jugend. 

An meinem eigenen, in einem ſolchen Inſtitute untergebrachten 
Sohne hat der Prüfect, als ſich an dem Kinde in Folge Froſtſalben⸗ 
anwendung unter Außerachtlaſſung jedweder Aſepſis zu einer Con— 
gelation mit Geſchwürsbildung am Arme eine Phlegmone des Vorder⸗ 
armes hinzu geſellte, mittelſt eines Taſchenmeſfers eine Inciſion in 
das entzündete Gewebe gemacht, den Inſtitutsarzt aber nicht zugezogen. 

Dem Sohne eines meiner Bekannten wurden in einem ſolchen 
Inſtitute ebenfalls über Anordnung des Studienpräfecten in einer 
Barbierſtube wegen Zahnſchmerz unmittelbar nacheinander 14 Zähne 
gezogen. 

Das Kind konnte in Folge dieſes radicalen Eingriffes durch 
faſt ein Jahr ſchwer kauen und litt an permanenten Verdauungs- 
ſtörungen, bis ſich allmählich durch die zweite Dentition die Zahnreihen 
wieder füllten. 

Solche Thatſachen, die leicht von den traurigſten Folgen für 
die Betroffenen hätten begleitet ſein können, ſind noch weitere aufzählen. 
Sie ſind für alle Fälle deutliche Beweiſe, wie dringend es iſt, zur 
erfolgreichen Durchführung aller auf den Geſundheitsſchutz unſerer 
Jugend abzielenden Beſtrebungen ſich vor Allem die Mitwirkung der 
hygieniſch geſchulten Amtsärzte zu ſichern. Der hygieniſch nicht er⸗ 
zogene Pädagoge, der nach den guten Intentionen unſerer Unterrichts- 
behörden ſich um die Körperpflege auch kümmern ſoll, hat für An⸗ 
forderungen der Geſundheitspflege mitunter kein tieferes Verſtändniß. 
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Wie unzureichend und unrichtig wird in einer großen Zahl 
unſerer Volks- und Mittelſchulen der Turnunterricht getrieben, wie 
kläglich ſieht es in ſo vielen Anſtalten mit den Jugendſpielen aus. 
Obligater Turnunterricht und Jugendſpiele konnten hygieniſch aus— 
gezeichnet wirken, wenn ſie nur richtig betrieben würden. 

Das Freiwilligenjahr mit den militäriſchen Drill- und den 
obligaten methodiſchen Körperübungen, ſowie der ſtundenlangen Be— 
wegung im Freien, hat ſich für die körperliche Entwicklung unſerer 
männlichen Jugend als eine ganz ausgezeichnete ſtaatliche hygieniſche 
Einrichtung bewährt und corrigirt ſo manche Vernachläſſigung der 
Körperpflege in unſeren Volks- und Mittelſchulen. 

Es erübrigt mir nur noch, auf einige wichtige Punkte in der 
Geſundheitspflege, unſerer Jugend aufmerkſam zu machen und hiebei 
vor Allem die Ernährung unſerer Jugend zu erwähnen. 
Kinder im Alter von 6—15 Jahren benöthigen nach den Grundſätzen 
der Hygiene eine Tageskoſt, die zum Mindeſten 80 —90 Gramm Ei⸗ 
weiß, 50 Gramm Fette, 250—300 Gramm Kohlehydrate enthalten 
ſoll. Die Jugend von 15—18 Jahren benöthigt um 1— 2 Drittel 
dieſer vorſtehenden Angaben mehr. Die richtige Ernährung des Kindes 
in der Zeit ſeines ſtärkſten Wachsthums, d. i. in den Jahren um 
die Pubertät herum, iſt eine der wichtigſten Aufgaben der Geſund— 
heitspflege, und niemals läßt ſich ein Verſäumnis in dieſer Hinſicht, 
aus Minderzufuhr von Nahrung in dieſen Jahren, wieder gutmachen. 
Der Koſt in Erziehungsanſtalten iſt demnach ein beſonderes Augen— 
merk zuzuwenden. 

So wie in jeder Krankenanſtalt oder beim Militär ſoll auch für 
gegenſtändliche Anſtalten unter den Conſensbedingungen die genaue 
Vorſchreibung der Koſtmenge nach hygieniſchen Grundſätzen Aufnahme 
finden. 

Die Koſt in Erziehungsanſtalten ſoll nicht nur hinreichend ſein, 


fie muß auch eine entſprechende Abwechslung ſchaffen und gut zube⸗ 


reitet ſein. Die Speiſen ſollen reizlos, jedoch ſchmackhaft zubereitet 
und appetitlich ſervirt ſein. Ihre Darreichung erfolge in gleichmäßig 
abgetheilten Portionen, in angemeſſener Temperatur und zur regel— 
mäßigen Zeit. Die Nahrung ſoll eine Combination von animaliſchen 
und vegetabiliſchen Nahrungsmitteln darſtellen und die früheren Ge— 
wohnheiten der Zöglinge möglichſt berückſichtigen. Vegetabilien ſollen 
nicht zu oft prävaliren, ſchwer verdauliche, derbe celluloſereiche Sub— 
ſtanzen ſollen thunlichſt vermieden werden. 

Milch, Fleiſch, Eier, Obſt, Käſe, Butter, Brot, Schmalz, Reis, 
Kartoffel, grüne Gemüſe, Mehle ſollen die Grundſubſtanzen der Koſt 
bilden und ſind als Genußmittel Thee, Cacao, Kaffee und etwas ein— 
fache Gewürze beizufügen. 

Wurſtzeug, Conſerven und ſogenannte Delicateſſen ſind thun— 
lichſt zu vermeiden, Näſchereien ganz zu verpönen. Quantität und 
Qualität der Speiſen und Getränke entſpreche ſtrenge den Anfor⸗ 
derungen der Diätetik. 

Eine ungemein wichtige hygieniſche Anforderung an die Geſund— 
heitspflege bei in Anſtaltsverpflegung lebenden jugendlichen Individuen 
iſt Schließlich auch die der Leibes übung. 

Zu dieſem Behufe ſoll jede derartige Anſtalt geräumige Spiel— 
plätze und Gartenanlagen beſitzen, woſelbſt die Jugend viele und regel— 
mäßige Gelegenheit erhalten ſoll, ſich im Freien zu tummeln und 
das Muskelſyſtem zu üben. Ein rationell und nicht ſchablonenmäßig 
geleiteter Turnunterricht fordert dieſe Zwecke in außerordentlichem 
Maße. Ein gut eingerichteter Turnſaal iſt in unferem Klima für jede 
größere derartige Anſtalt unerläßlich. 

Häufige Spaziergänge mit länger dauernder Bewegung im 
Freien, im Walde oder auf Fluren, mäßige Bergpartien in günſtiger 
Jahreszeit werden der Anforderung nach Leibesübung ſicherlich nur 
förderlich fein. Gelegenheit zum Schwimmen, ein geregelter Schwimm- 
unterricht innerhalb gedeckter Schwimmanſtalten ſoll in jeder größeren 
Anſtalt geboten ſein; geeignete ungefährliche Schlittſchuhlaufplätze 
werden ſicherlich in dieſer Hinſicht ganz vorzügliche Dienſte leiſten. 

Nichts macht die Kinder friſcher, nichts befördert mehr die 
Aſſimilation der Nahrung, die Blutbildung, ſtärkt den Körper und 
den Geiſt, als rationell geleitete derartige Leibesübungen. So manches 
geiſtig gut veranlagte, in Folge zurückgebliebener körperlicher Entwick⸗ 
lung geiſtig leicht ermüdende und in Folge Unkenntniß ſolcher Zu⸗ 
ſtände als zerſtreut, ſchlecht veranlagt und faul beurtheilte jugendliche 


Individuum wird ſich bei Unterbringung in derlei Inſtituten, in denen 
allen den erwähnten Anforderungen der Hygiene Rechnung getragen 
wird, ſehr bald körperlich und geiſtig kräftigen, und ſo manche Schwierig⸗ 
keit im Studienfortgang unſerer Jugend würde ſich ſpielend leicht 
bewältigen laſſen, wenn auch von pädagogiſcher Seite den Anfor- 
derungen der Geſundheitspflege die gebührende Beachtung geſchenkt 
werden würde, und die Mehrzahl der Pädagogen auch hygieniſch denken 
und fühlen möchte. 

Dieſe ſoeben angeführten Grundſätze beziehen ſich auf Anſtalten, 
in denen die Jugend in größerer Zahl Unterkünfte zu mehroder weniger 
freiem Zuſammenleben findet, aber auch die Unterkünfte, in denen 
unſere Jugend innerhalb einzelner Famlilien in gewerbsmäßig be- 
triebenen Koſthäuſern, Studentenquartieren untergebracht iſt, bedürfen 
beſonderer ſanitärer Beaufſichtigung und Ueberwachung. 

Die durch die Beſtimmungen des Miniſterialerlaſſes vom 
25. Auguſt 1849, 3. 5619 (Marenzeller Normalien-Sammlung, J, 
Seite 159), den Lehrkörpern der öffentlichen Lehranſtalten auferlegte 
Verpflichtung zur Beaufſichtigung der Studentenquartiere wird zumeiſt 
nur einſeitig gehandhabt, indem nur die didaktiſche Seite Berück— 
ſichtigung findet. 

Der Eingangs der Abhandlung angeführte Erlaß des Unterrichts— 
Miniſteriums vom 17. December 1897, 3. 26.715, ſchreibt den 
Lehrkörpern der Mittelſchulen zwar vor, eine ſanitäre Belehrung für 
Koſt⸗ und Quartiergeber unter Berückſichtigung localer Verhältniſſe zu 
verfaſſen, in welcher Aufklärungen und Weiſungen in ſanitärer 
und moraliſch-erziehlicher Richtung gegeben werden ſollen; die Zuziehung 
des Amtsarztes zu den Berathungen des Lehrkörpers über dieſe Be— 
lehrung iſt in dieſem Miniſterialerlaſſe nicht vorgeſchrieben, ſie wird 
deshalb auch in den meiſten Fällen unterbleiben. 

Wer iſt denn am eheſten in der Lage, die ſanitären localen 
Verhältniſſe in einem Orte am häufigſten wahrzunehmen und die— 
ſelben am beſten zu kennen und vorausſichtlich am richtigſten zu be⸗ 
urteilen; der Arzt oder ein Mitglied des Lehrkörpers einer Mittel- 
ſchule? Wer wird ſolche Wahrnehmungen und Erfahrungen in einer 
derartigen Belehrung richtiger verwerthen können, ein Arzt oder ein 
Mittelſchulprofeſſor? 

Mit der Vorſchreibung, daß dieſe vom Lehrkörper ohne Zuziehung 
des competenten ärztlichen Fachmannes (des landesfürſtlichen Bezirks— 
arztes) verfaßte Belehrung erſt nach gepflogenem Einvernehmen mit 
der Landesſtelle als Landesſanitätsbehörde vom Landesſchulrathe ge— 
nehmigt werden dürfe, iſt dieſem Mangel noch lange nicht immer 
abgeholfen. 

Die politiſche Bezirksbehörde iſt und bleibt als Sanitätsbehörde 
für derlei localen Verhältniſſen anzupaſſende geſundheitliche Verfügun⸗ 
gen die einzig competente Stelle. Sie führt nämlich über die Ge⸗ 
meinden ihres Verwaltungsbezirkes, denen ja nach 8 3 des Reichs- 
Sanitätsgeſetzes vom 30. April 1870, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 68, die Hand⸗ 
habung der ſanitätspolizeilichen Vorſchriften in Bezug auſ Wohnungen 


| zufällt, die ſtaatliche Oberaufſicht. Diefe Oberaufſicht fällt nach 8 8, 


lit. a und b desſelben Geſetzes, beſonders in den ämtlichen Wirkungs- 
kreis des landesfürſtlichen Bezirksarztes. 95 * 

Soll demnach die gut gemeinte und die Beſeitigung der Miß— 
ſtände anſtrebende Verordnung des Unterrichts-Miniſteriums die erhoffte 
Wirkung voll erziehen, fo iſt außer der Belehrung der Quartiergeber 
für Studenten ferner nothwendig, daß durch geregelte ſachgemäße 
Nachſchau eine wirkſame Aufficht über die Beobachtung dieſer Be— 
lehrung zur Durchführung gelangt. 

Der Leiter oder Lehrer einer Mittelſchule iſt aber auch gar nicht 
befugt, ſanitäre Reviſionen in Wohnungen vorzunehmen, und ſo in 
den Wirkungskreis der Gemeinde einzugreifen. Eine ſolche Reviſion 
der Studentenquartiere ſeitens eines Delegirten des Lehrkörpers, ohne 
Mithilfe der Gemeinde kann und wird bei den Quartiergebern auch 
auf berechtigten Widerſtand ſtoßen, zu höchſt unliebſamen Conflicten 
mit Parteien führen und in Folge deſſen vom Lehrkörper ſehr bald 
unterlaſſen werden. 

Der Amtsarzt jedoch iſt kraft feiner ihm nach dem Sanitäts— 
geſetze zuſtehenden Befugniß nicht nur berechtigt, ſondern auch ver— 
pflichtet, die ſanitätspolizeiliche Wirkſamkeit der Gemeinden zu 
überwachen. Er wird demnach immer, fo oft ſich ihm eine Gelegen— 
heit bietet, in der Lage ſein, dem ſanitären Zuſtande der Studenten— 
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quartiere fein Augenmerk zuzuwenden, N 
feiner vorgeſetzten Behörde oder auch unmittelbar unter eigener Ver⸗ 
antwortung beſeitigen zu laſſen. 

Ohne Mithilfe der Amtsärzte iſt eine wirkſame fachmänniſche 
Beauffihtigung der Studentenquartiere vom geſundheitlichen Stand— 
punkte abſolut undenkbar. Nach dieſen Ausführungen wird es Jeder⸗ 
mann, der ganz unbefangen zu dieſer Frage Stellung nimmt, ſicherlich 
nur höchſt wünſchenswerth erſcheinen, daß dieſe ſtaatliche ſanitäre 
Aufſicht über die angeführten Unterkunftsräume unſerer Jugend ſich 
zu einer recht wirkſamen und erfolgreichen geſtalten möge. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eine Emanation der oberſten Vereinsbehörde (des Miniſteriums 
des Innern) dahin gebend, den Vorſtand eines Vereines aufmerkſam 
zu machen, wie die Behörde eine Beſtimmung der Vereins⸗ 
Statuten auffaſfe, iſt Feine adminiſtrative Entſcheidung, für welche 
die im Art. 3, lit. b) des Staatsgrundgeſetzes über das Reichsgericht 
vom 21. December 1867, R. ⸗G.⸗Bl. Nr. 143, geforderte Vor⸗ 
ausſetzung zu einer Entſcheidung des Reichsgerichtes zutrifft. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 20. April 1899 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des akade⸗ 
miſchen Vereines „Jizeran“ in Prag durch Dr. Eduard Körner de 
praes. 1. Februar 1899, 3. 32 R.⸗G., wegen Verletzung des durch 
die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu bilden, 
zu Recht erkannt: a 

Die vorerwähnte Beſchwerde wird zurückgewieſen. 

Gründe: Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem 
Erlaſſe vom 9. December 1898, 3. 18.015, dem Recurſe des Vor— 
ſtandes des akademiſchen Vereines „Jizeran“ in Prag gegen die Ent— 
ſcheidung der k. k. Statthalkerei in Prag vom 6. März 1898, 
Z. 31.672, mit welcher die Umgeſtaltung des Vereines nach den 
vorgelegten neuen Statuten unterſagt wurde, ſtattgegeben, und dieſe 
Entſcheidung als geſetzlich unbegründet aufgehoben. Hiebei hat aber 
das k. k. Miniſterium des Innern den Vereinsvorſtand darauf auf- 
merkſam machen laſſen, daß die im § 2, lit. e) der Statuten an⸗ 
geführten Bezirks-Commiſſionen, welche nach dieſer Beſtimmung der 
Statuten aus allen in den einzelnen Bezirken wohnhaften Mitgliedern 
des Hauptvereines zu beſtehen und eine beſondere Vereinsthätigkeit 
zu entfalten haben, als Zweigvereine (Ortsgruppen) im Sinne des 
§ 10 des Geſetzes vom 15. November 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 134, 
angeſehen werden, daß daher bei deren eventuellen Bildung in jedem 
einzelnen Falle die Vorſchriften der SS 4 und 6 dieſes Geſetzes be— 
achtet werden müſſen. 

In dieſem Abſatze des vorcitirten Miniſterial-Erlaſſes erblickt 
der Verein „Jizeran“ eine Verletzung, beziehungsweiſe Beſchränkung 
des im Art. 12 des St.⸗G.⸗G. vom 21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 142, gewährleiſteten politiſchen Rechtes und führt deßhalb Be— 
ſchwerde vor dem Reichsgerichte. 

Die Beſchwerde wird nachſtehends ausgeführt. 

I. Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem in Rede 
ſtehenden Erlaſſe vom 9. December 1898, 3. 18.015, die vor⸗ 
gelegten und nun geltenden Statuten vollinhaltlich genehmigt, es iſt 
alſo bloß der Wortlaut derſelben maßgebend. Der § 2, lit e der 
Statuten lautet wie folgt: „Die Vereinsmitglieder aus den einzelnen 
Bezirken des Wirkſamkeitsgebietes „Jizeran“ bilden Bezirkscommiſſionen 
und wählen aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und einen Referenten. 
Der Zweck der Bezirkscommiſſionen iſt, in ihren Bezirken, gegebenen— 
alls auch in Nachbarbezirken die Vereinsthätigkeit auszuüben, haupt⸗ 
ſächlich 1. die Gemeinden vorzuſchlagen, in welchen der Verein 
Bibliotheken und Leſezimmer anlegen oder wohin er Zeitungen 
ſenden und wo er Vorträge veranſtalten ſollte; 2. direct Vorträge 
zu veranſtalten und ſie zu beſorgen; 3. alljährlich die dortigen Ver⸗ 
einsbibliotheken zu revidiren; 4. die Errichtung von unentgeltlich zu 
benützenden Gemeinde-Bibliotheken und Leſezimmern in böhmiſchen 
Gemeinden zu unterſtützen; 5. die ſtatiſtiſchen Verhältniſſe zu prüfen; 
6. mit Bewilligung des Vereinsobmannes Theater-Vorſtellungen, 
Unterhaltungen, Studenten-Zuſammenkünfte u. dgl. zu Gunſten der 
Vereinscaſſe zu veranſtalten; falls es die Monatsverſammlung be— 


erhobene Mängel im Wege ſchließt, kann ein Theil des Erkrages einem anderen wohlthätigen 


Zwecke zugewendet werden. Der Referent der Bezirkscommiſſion iſt 
verpflichtet, in den Monats- und General-Verſammlungen über die 
Thätigkeit der Commiſſion zu berichten; die Prüfung und Genehmi⸗ 
gung der Thätigkeit ſteht dieſen Verſammlungen zu.“ Es beſagt nun 
der § 2, e, daß die Vereinsmitglieder aus den einzelnen Bezirken 
die Bezirkscommiſſionen bilden, keineswegs, daß ſie dieſelben 
bilden können, oder daß der Verein berechtigt iſt, ſolche zu bilden 
u. dgl. Das k. k. Miniſterium des Innern ſpricht im Widerſpruche 
mit dem Wortlaute der geltenden Statuten von der eventuellen 
Bildung der erwähnten Bezirkscommiſſionen und davon, daß dieſe 
Commiſſionen aus den in den einzelnen Bezirken wohnhaften Mit— 
gliedern des Hauptvereines zu beſtehen haben; es traten viel- 
mehr die im § 2 e der Statuten erwähnten Vereinsorgane 
ſofort mit der Genehmigung der geänderten Statuten in Wirkſamkeit. 

II. Mit Unrecht hält das k. k. Miniſterium die erwähnten 
Bezirkscommiſſionen für Zweigvereine, denn dieſe Commiſſionen 
ſind Vereinsorgane, dem Vereine verantwortlich und haben, wie 
dies in den Statuten deutlich angeführt iſt, die Vereinsthätigkeit 
auszuüben. Daß dieſe Organe nicht durch Wahlen geſchaffen werden, 
macht ſie noch nicht zu ſelbſtſtändigen Gruppen. Dies ergibt ſich aus 
dem $ 2, lit. b der Statuten, nach welchen der Verein berechtigt 
iſt, Gruppen (Zweigvereine) zu bilden — die Bezirkscommiſſionen 
aber bilden die Vereinsmitglieder. Das Verhältniß Beider zum 
Vereine iſt alſo ein verſchiedenes; nur im erſten Falle kann von 
einem Hauptvereine die Rede ſein, aber nicht im zweiten Falle. 

III. Die Thätigkeit der Bezirkscommiſſionen iſt durch die Ver— 
einsſtatuten geregelt, ebenfo wie ihr Verhältniß zu den Vereins— 
Verſammlungen, welche berufen ſind, die Thätigkeit dieſer Organe zu 
beurtheilen und zu genehmigen. Es iſt nicht richtig, wenn das Mini— 
ſterium einer beſonderen Vereinsthätigkeit dieſer Bezirkscom⸗ 
miſſionen erwähnt. Der § 2 e der nun geltenden Statuten ſagt 
deutlich, daß die Beſtimmung der erwähnten Bezirkscommiſſionen iſt, 
die Vereins thätigkeit auszuüben, alſo die in den früheren Para— 
graphen und den früheren Abſätzen erwähnte allgemeine Thätigkeit 
des Vereines. Wenn unter 1 bis 8 die Thätigkeit der Bezirkscom— 
miſſionen namentlich beſtimmt wird, fo iſt dies keine beſondere 
Thätigkeit, ſondern es ſind, wie dies aus dem Eingangsworte: 
„Hauptſächlich“ hervorgeht, die einzelnen Thätigkeitsgruppen demon— 
ſtrativ und dem allgemeinen Zwecke des Vereines entſprechend, 
angeführt. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet; ſeitens des Vertreters 
des k. k. Miniſteriums des Innern wurde bei der öffentlichen Ver— 
handlung Folgendes geltend gemacht: Das Miniſterium des Innern 
habe den Beſchwerde führenden Verein darauf anfmerkſam machen 
laſſen, wie es die in den Statuten vorgeſehenen Bezirkscommiſſionen 
auffaſſe, nämlich als Zweigvereine. Dieſe Belehrung begründe keine 
Beeinträchtigung des Vereines, weil ſich bei den Bezirkscommiſſionen 
in der That die Kriterien von Zweigvereinen finden, nämlich jene 
von localen Vereinigungen der Vereinsmitglieder zur Mitwirkung bei 
Zwecken des Hauptvereines. Wäre die Anſicht des Miniſteriums aber 
auch nicht zutreffend, ſo würde die Belehrung doch noch immer kein 
Subſtrat für eine reichsgerichtliche Beſchwerde bilden. Wollte der Ver- 
ein die Zweigvereine ohne die von dem Miniſterium bezeichneten Mo⸗ 
dalitäten ins Leben rufen, ſo würde die politiſche Behörde entweder 
die Entſcheidung durch die Gerichte bewirken oder die Thätigkeit der 
fraglichen localen Bildungen einſtellen, in welch' letzterem Falle der 
Beſchwerdeweg an das Reichsgericht offen ſtünde. Im gegenwärtigen 
Momente ſei die Beſchwerde jedenfalls nach Analogie der Beſchwerde 
Z. 315 der Sammlung reichsgerichtlicher Erkenntniſſe zurückzuweiſen. 

Die Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes beruht auf nach⸗ 
ſtehenden Erwägungen: 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaffe vom 
9. December 1898, Z. 18.015, dem Recurſe des Vereines „Jizeran“ 
gegen die Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Prag vom 6. März 
1898, 3. 31.672, mit welcher die Umgeſtaltung des Vereines nach 
den vorgelegten neuen Statuten unterſagt wurde, ſtattgegeben und 
dieſe Entſcheidung als geſetzlich unbegründet aufgehoben. 

Demgemäß erſcheint der genannte Verein nach den §§ 7 und 9 
des Vereinsgeſetzes vom 15. November 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 134, 


— 18 — 


1 ſeiner Vereinsthätigkeit die geänderten Statuten zu Grunde 
zu legen. 

Wenn nun das Miniſterium gleichzeitig mit der Recurs⸗ 
entſcheidung den Vereinsvorſtand darauf aufmerkſam machen ließ, 
wie es die im § 2 e der Statuten erwähnten Bezirkscommiſſionen 
auffaſſe, ſo liegt hierin noch nicht die Entſcheidung eines concreten 
Falles und mangelt es daher derzeit an der im Art. 3 b des Staats— 
Grundgeſetzes vom 21. December 1867, R.-G.⸗Bl. Nr. 143, ges 
forderten Vorausſetzung zu einer Entſcheidung des Reichsgerichtes. 

Demgemäß iſt die vorliegende Beſchwerde als vorzeitig zurück— 
zuweiſen. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 20. April 1899, 3. 100.) 


Die in der Miniſterialverordnung vom 3. April 1855, R.⸗G.⸗Bl. 

Nr. 61, normirte Friſt zur Anmeldung des Recurſes hat keine 

präcluſive Wirkung, wenn das Straferkenntuiß nicht unmittelbar 

von der politiſchen Bezirksbehörde, ſondern durch die Gemeinde ver⸗ 
kündet worden iſt. 


G. M. und St. S. wurden von der Bezirkshauptmannſchaft 
in C. mit dem Straferkenntniſſe vom 16. October 1897, Reg. Nr. 638 
und 639, wegen Uebertretung des Waffenpatentes zu einer Geldſtrafe 
von je 5 fl., eventuell zu je 24 Stunden Arreſt, verurtheilt; gleich— 
zeitig wurde der Verfall der unbefugt getragenen Waffen ausgeſprochen. 

Gegen dieſes, im Wege der Gemeinde F. verkündete Erkenntniß 
haben G. M. und St. S. ohne vorherige Anmeldung, jedoch 
innerhalb der im § 3 der Miniſterialverordnung vom 3. April 1855, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 61, für die Recursführung fixirten dreitägigen Friſt 
bei der Bezirkshauptmannſchaft in C. den Recurs eingebracht, welcher 
von der Statthalterei in G. mit der Entſcheidung vom 3. April 
1898, Z. 10.050, als verſpätet zurückgewieſen wurde. 

Das Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 9. De⸗ 
cember 1898, 3. 36.898, dem dagegen eingebrachten Recurſe des 
G. M. und St. 8. Folge gegeben und unter Behebung der ange— 
fochtenen Entſcheidung der Statthalterei die meritoriſche Erkenntniß— 
fällung aufgetragen, weil bei dem Umſtande, als das Straferkenntniß 
nicht unmittelbar von der Bezirkshauptmannſchaft in C., ſondern durch 
die Gemeinde F. verkündet worden iſt, der in der mehrcitirten Mini— 
ſterialverordnung normirten 24ſtündigen Friſt zur Recursanmeldung 
im vorliegenden Falle eine präcluſive Wirkung nicht zuerkannt 
werden kann. Th. R 


Notiz. 


(Unordnungen in den Gemeindeverwaltungen des Nord⸗ 
Weſt⸗Gebietes des ruſſiſchen Reiches.) Der „Petersb. Herold“ entnimmt 
dem „Wilenski Wjeſtnik“ folgenden Auszug aus einem Circular des General⸗ 
gouverneurs des Nord-Weſt⸗Gebietes an die Gouverneure: Die auf meine An⸗ 
ordnung ausgeführte Reviſion einiger Gemeindeverwaltungen des meiner Verwaltung 
übertragenen Gebiets hat ein Bild ſolcher Unordnungen, derartiger Mißbräuche 
ſeitens der Wahlbeamten entrollt, daß man dem kaum glauben könnte, wenn nicht 
Alles documentariſch feſtgeſtellt wäre. Solchen Zuſtänden gegenüber könnte nur die 
allerunordentlichſte Gemeindeverwaltung als Vorbild dienen. Mißbräuche haben 
ſich, wie es ſcheint, in den Gemeindeverwaltungen dermaßen feſtgeſetzt, daß man 
ſie als Gewohnheit, als Normalität anſehen muß, und es ſcheint, daß die Be— 
völkerung und die Adminiſtration ſich an ſie gewöhnt haben. Die Unordnungen 
ſind das Reſultat der Abweſenheit jeglicher Controle ſeitens der Staatsgewalt, 
die die Gemeindeverwaltungen bisher überhaupt nicht revidirt hat. Durch die von 
mir ängeordnete Reviſion iſt feſtgeſtellt, daß die Gemeindeälteſten mit den öffent⸗ 
lichen Geldern wie mit ihrem Eigenthum umgehen, daß ſie ſie zu Hauſe verwahren 
und überhaupt gar keine Bücher führen. Urtheile über Aufnahme und Ausſchluß 
von Gemeindegliedern werden willkürlich und nicht nach dem Geſetz ausgeführt; 
Päſſe werden jedem Beliebigen ausgereicht, nicht ſelten auf falſchen Namen, wobei 
willkürlich Sporteln erhoben werden; Bittſchriften über Ausreichung von Päſſen 
werden von Perſonen vorgeſtellt, die dazu keine geſetzlichen Vollmachten haben. Die 
Familienliſten, welche große Bedeutung haben, indem nach ihnen die bürgerlichen 
Rechte beſtimmt werden, werden von intereſſirten Perſonen willkürlich „fabricir!“, 
wobei Kinder willkürlich zugeſchrieben oder weggelaſſen werden, Altersangaben 
werden gefälſcht, um Perſonen männlichen Geſchlechts zur Umgehung der Wehr⸗ 
pflicht zu verhelfen. Häufig werden falſche Päſſe ausgereicht an Perſonen, die 
wiſſentlich gar nicht zur Gemeinde gehören. Man muß darliber ſtaunen, ſagt der 
„Wil. Weſtn.“, wie es möglich war, daß derartige Mißbrauche ſolange unaufgedeckt 
und unbeſtraft bleiben konnten. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben die Einreihung des Geheimen Rathes und Vieepräſi⸗ 
denten des Oberſten Rechnungshofes Anton Grafen Pace in die dritte Rangsclaſſe 
der Staatsbeamten genehmigt. > 

Se. Majeſtät haben den Miniſterialrath im Miniſterium des Innern 
Dr. Karl Kohl zum Sectionschef ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
Dr. Emanuel Ritter Kuſy von Dubrav ſowie dem Hoſrathe und Vorſtande 
des Departements für Privat⸗Verſicherung in dieſem Miniſterium Dr. Joſef 
Wolf den Titel und Charakter eines Sectionschefs verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Sectionsräthe Hugo Kuntz und Theodor E glauer 
zu Miniſterialräthen im Finanzminiſterium ernannt und den Sectionsräthen 
dieſes Miniſteriums Robert Wolf und Mathias Hronek den Titel und Charakter 
eines Miniſterialrathes verliehen. 8 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzdirector in Laibach 
Karl Lubec den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen, 

Se. Majeſtät haben den Finanz⸗Oberinſpector Wenzel Freiherrn von 
Lichtenthurn von und zu Achenrain und Freundsheim und den Finanz. 
rath Johann Omerſu zu Oberfinanzräthen bei der Finanz⸗Direction in Linz 
ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Alexander Edlen von Pichler 
in Spalato den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Statthalterei in Linz 
Anton Niedermayr den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Director des ſtädtiſchen Conſcriptionsamtes in 
Wien Guſtav Scheſtauber den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben geſtattet, daß dem Sectionschef im Miniſterium des 
Innern Dr. Alfred Braunhofer Edlen von Braunhof anläßlich der Verſetzung 
in den Ruheſtand die beſondere Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt gegeben werde. 

Se. Majeſtät haben dent Hofrathe des Oberſten Rechnungshofes Joſef 
Deſſelier und dem Hofrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in Wien Rudolf 
Charmant von Donaufeld anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das 
Ritterkreuz des Leopold-Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberinſpector der General-Inſpection der öfter: 
reichiſchen Eiſenbahnen Regierungsrath Eduard Seling aus Anlaß der Verſetzung 
in den Ruheſtand den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verlieheu. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Baurathes 
bekleideten Oberingenieur des oberöſterreichiſchen Staatsbaudienſtes Julius Ullmann 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Johann Gruber anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den 
Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Statthalterei-Secretär 
Felix Marſchner zum Bezirkshauptmann und den Bezirkscommiſſär Ottokar 
Kalandra zum Statthalterei-Secretär in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bezirkscommiſſär Johann 
Ritter von Rainer zu Harbach zum Landesregierungs-Secretär in Kärnten 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Polizeicommiſſär Alfred 
Ritter Angeli von Forſtemann in Graz zum Polizeicommiſſär ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Privat⸗Ingenieure Karl 
Perl und Heinrich Winternitz zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in 
Ober⸗Oeſterreich ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Bezirks⸗Obercommiſſäre 
Wladimir Bogucki, Nikolaus Pokinski und Anton Szydlowski zu Be 
zirkshauptmännern in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ober⸗Ingenieur Friedrich 
Pernitſch zum Baurathe für den Staatsbaudienſt in Steiermark, die Ober: 
Ingenieure Alfred Foltz und Joſef Seibt zu Bauräthen und die Ingenieure 
Arthur Polt, Friedrich Eſſer, Julius Stanek, Joſef Opolski und Johann 
Brantner zu Ober⸗Ingenieuren im Miniſterium des Innern ernannt. 


Erledigungen. 


Mehrere Rechnungsrevidenten⸗, eventuell Rechnungsofficials⸗ 
und Rechnungsaſſiſtentenſtellen bei der niederöſterreichiſchen Statthalterei bis 
7. Juli 1899 (Amtsbl. Nr. 143.) 

2 Bezirkshauptmannsſtellen der VII., bezw. 2, eventuell 3 Statt⸗ 
halterei-Secretärsſtellen in der VIII. Rangsclaſſe in Dalmatien bis 9. Juli 
1899 (Amtsbl. Nr. 143.) 

1 Bezirksthierarz tſtelle in der XI. Rangsclaſſe 
10. Juli 1899 (Amtsblatt Nr. 139.) 

1 Rechnungsrathsſtelle in der VIII., eventuell 1 Rechnungsrevi⸗ 
dentenſtelle in der IX., 1 Rechnungsofficialsſtelle in der X. und 1 Rech⸗ 
nungsaſſiſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der Finanz⸗Landesdirection 
in Wien bis 15. Juli 1899 (Amtsbl. Nr. 141.) 


in Galizien bis 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 31 und 32 der Erkeuntniſſe, abminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


